Dritte Satzung


zur Änderung der Satzung


über die Erhebung von Gebühren


für die Inanspruchnahme des Rettungsdienstes


im Landkreis Hildesheim vom 24.03.1993


(Rettungsdienstgebührensatzung)








Auf Grund der §§ 5 und 7 der Niedersächsischen Landkreisordnung (NLO) und der §§ 1, 2, 5 und 12 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in Verbindung mit § 16 des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes (NRettDG) hat der Kreistag des Landkreises Hildesheim in seiner Sitzung am 17.12.1997 folgende Neufassung der Gebührensatzung beschlossen:





§ 1


Träger des Rettungsdienstes, Beauftragte





Der Landkreis Hildesheim ist gemäß § 3 NRettDG Träger des Rettungsdienstes für den im Bedarfsplan nach § 4 Abs. 4 NRettDG festgelegten Rettungsdienstbereich. Er beauftragt Dritte mit der Durchführung der Leistungen des Rettungsdienstes nach § 2 Abs. 2 NRettDG und der Einrichtung und der Unterhaltung der Einrichtungen nach § 4 Abs. 4 NRettDG mit Ausnahme der Rettungsleitstelle und der örtlichen Einsatzleitung.





§ 2


Gebührenschuldner





(1) Die Person, die den Rettungsdienst für die Beförderung in Anspruch nimmt, schuldhaft vergebliche Anfahrten veranlaßt oder mißbräuchlich alarmiert, schuldet die Gebühren. Wird ein Rettungsmittel bestellt, aber nicht benutzt, gilt die Fahrt als gebührenpflichtiger Transport.





(2) Die Person, die den Auftrag erteilt, haftet gesamtschuldnerisch, wenn sie der Gebührenschuldnerin oder dem Gebührenschuldner nach Abs. 1 unterhaltspflichtig oder sonst leistungspflichtig ist.





§ 3


Gebührensätze





(1) Für die Beförderung von jeweils einer lebensbedrohlich verletzten oder erkrankten Person oder einer sonstigen kranken, verletzten oder hilfsbedürftigen Person im Rahmen des qualifizierten Krankentransportes werden folgende Gebühren erhoben:





1.	Notfalltransport i.S.d. § 2 


	Abs. 2 Ziffer 1 NRettDG 


	(ohne notärztlichen Einsatz) 


	pauschal	736,00 DM


	


2.	Qualifizierter Krankentransport i.S.d.


	 § 2 Abs. 2 Ziffer 2 NRettDG 


	pauschal	170,00 DM


	


3.	Einsatz eines Notarzteinsatz-


	fahrzeuges einschließlich 


	ärztlicher Leistungen pauschal	383,00 DM





(2) Für vergebliche Anfahrten (§ 2 Abs. 1 Satz 2) werden die Gebühren so berechnet, wie sie für einen tatsächlichen Transport zu erheben gewesen wären.





(3) Für die Mitnahme von Begleitpersonen (Verwandte, Pflegepersonal, u.s.w.) werden keine Gebühren erhoben.





§ 4


Fälligkeit





Die Gebühren werden innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des Gebührenbescheides fällig.





§ 5


Ausnahmen





Führt die Berechnung der Gebühren nach den im § 3 festgesetzten Sätzen zu einer unbilligen Härte, kann auf Antrag im Einzelfall die Gebühr gesondert berechnet werden. Dabei ist der tatsächlich entstandene Aufwand als Berechnungsgrundlage zu berücksichtigen.





§ 6


Gebührenabrechnung, Vollstreckung





Mit der Gebührenberechnung, der Ausfertigung und Versendung der Gebührenbescheide sowie der Entgegennahme der zu entrichtenden Gebühren werden Dritte beauftragt. Für Mitglieder einer gesetzlichen Krankenkasse kann die Abrechnung der Gebühren direkt mit dem Versicherungsträger erfolgen. 





Für die Beitreibung rückständiger Gebühren gelten die Regelungen über das Verwaltungszwangsverfahren.





§ 7


Anwendung





Diese Satzung findet keine Anwendung gegenüber Gebührenschuldnern, deren Sozial- bzw. Krankenversicherungsträger eine Vereinbarung nach § 15 Abs. 1 des NRettDG mit dem Landkreis abgeschlossen haben. Wird diese Vereinbarung aufgekündigt, oder kommt nach Ablauf einer bestehenden Vereinbarung keine neue zustande, ist diese Gebührensatzung wieder anzuwenden.





§ 8


Inkrafttreten





Diese Satzung tritt zum 01.Januar 1998 in Kraft.





Hildesheim, den





LANDKREIS HILDESHEIM











	(Baule)	(Schöne)


	Landrätin	Oberkreisdirektor
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